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EU

Ulrich Koester

Agenda 2000: Ausreichende
Weichenstellung für die Agrarpolitik
Reformen der europäischen Agrarpolitik wurden in der Vergangenheit meist

dann durchgeführt, wenn sie aufgrund von Veränderungen der außenpolitischen
Rahmenbedingungen notwendig waren. Welche Konsequenzen zog die Gemeinsame

Agrarpolitik im Rahmen der Agenda 2000 aus der geplanten Osterweiterung der
Europäischen Union und den Verpflichtungen im Rahmen der WTO-Vereinbarungen?

Wie sind sie wohlfahrtspolitisch zu beurteilen?

Die Entwicklung der EU-Agrarpolitik belegt ein-
drucksvoll, wie schwierig es ist, einmal geschaffe-

ne Institutionen zu ändern. Die derzeitigen Probleme
der EU-Agrarpolitik reichen weit in die fünfziger Jahre
zurück, als in Deutschland diskutiert wurde, ob der
Agrarsektor ebenso wie andere Sektoren den Regeln
der sozialen Marktwirtschaft • unterworfen werden
könnte. Damals setzten sich die Gegner der Liberali-
sierung der Agrarwjrtschaft, angeführt von dem da-
maligen Präsidenten des Instituts für Weltwirtschaft,
Fritz Baade, und seinem Stellvertreter, gegen die füh-
renden Agrarökonomen Hanau, Niehaus und Wörmann
durch und verschafften dem Agrarsektor eine Sonder-
stellung. Als Argument galt damals wie heute, daß die
deutsche Landwirtschaft bei Weltmarktpreisen nicht
wettbewerbsfähig und daher ein Einfuhrschutz ver-
tretbar sei.

Der damalige Sündenfall hatte weitreichende Fol-
gen. Die europäische Agrarpolitik orientierte sich von
Anfang an weitgehend an der deutschen Agrarpolitik.
Die Agrarpolitik der Gemeinschaft übernahm ein
Agrarstützungsniveau,. das zwar niedriger als das
deutsche war, aber höher als das durchschnittliche
Protektionsniveau der sechs Gründungsländer
(Deutschland, Belgien, Frankreich, Luxemburg, Nie-
derlande und Italien).

Bei den folgenden drei Erweiterungen der Gemein-
schaft, 1973 um Großbritannien, Dänemark und
Irland, 1980 um Griechenland und 1986 um Portugal
und Spanien wurden die Beitrittsländer veranlaßt, ihr
Stützungsniveau auf das Niveau der Gemeinschaft
anzuheben. Lediglich bei der letzten Erweiterung
1995 um Schweden, Finnland und Österreich mußten
zwei Länder (Finnland und Österreich) ihr Stützungs-
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niveau absenken. Grundsätzlich galt, daß neue Mit-
gliedsländer den Acquis communautaire zu überneh-
men hatten, d.h., sie hatten ihre nationale Agrarpolitik
derjenigen der Gemeinschaft anzupassen. Es war of-
fensichtlich politisch schwierig, den Agrarprotek-
tionismus abzubauen, obwohl sich die Gemeinschaft
bereits Ende der siebziger Jahre von einem Netto-
importeur zu einem Nettoexporteur von Agrarproduk-
ten entwickelt hätte.

Die Reformfreudigkeit hat sich aber in den neunzi-
ger Jahren geändert. Eine „große" Agrarreform wurde
bereits, 1992 beschlossen. Vom Bundesministerium
wurde damals verkündet, daß damit dauerhafte und
verläßliche Daten für die Landwirte gesetzt wären. Von
wissenschaftlicher Seite wurde aber angemerkt, daß
die Reformen von 1992 eine verpaßte Chance dar-
stellten und weiterer Reformdruck bestände1. Die Er-
wartungen wurden bestätigt.

Im folgenden Beitrag soll zunächst aufgezeigt wer-
den, warum eine Reform der Agrarpolitik, insbeson-
dere aufgrund von Veränderungen der außenpoliti-
schen Rahmenbedingungen, notwendig wurde.
Danach werden die beschlossenen agrarpolitischen
Maßnahmen im Agenda 2000-Paket dargestellt und
beurteilt. Es wird gezeigt, daß die Verwirklichung des
Vorschlags der EU-Kommission zu einer weitergehen-
den'Reform mit positiveren ökonomischen Wirkungen
geführt hätte als der Beschluß des Agrarministerrats
und die Entscheidung des Rates der Regierungs-
chefs.

GATT/WTO-Vereinbarungen

Die letzte GATT-Runde (Uruguay-Runde) hat die
Rahmenbedingungen für die Gestaltung der nationa-
len Agrarpolitiken der Länder verändert,.die'die Ver-

1 U. Koes te r , S. von C r a m o n - T a u b a d e l : EG-Agrarreform
ohne Ende?, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 72. Jg. (1992), Heft 7,
S. 355 ff.
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Übersicht 1
Wichtigste Reformvorschläge und Entscheidungen
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1 Nach Verordnungsentwurf.

einbarung unterzeichneten. Dies trifft auch für die EU
zu. Die von der Uruguay-Runde ausgehenden außen-
handelspolitischen Beschränkungen der EU-Agrar-
exporte hatte die EU bereits 1992 dazu veranlaßt, eine
weitgehende Agrarreform einzuleiten. Doch schon da-
mals wurde von wissenschaftlicher Seite vermerkt,
daß die Reformnotwendigkeiten größer seien, als die
vorgenommene Anpassung. Die Einschätzung wurde
durch die Entwicklung der Marktdaten bestätigt.

Nach Prognosen der EU wird selbst auf dem
Getreidemarkt, auf dem die Agrarreform von 1992 die
größten Änderungen. einführte, der exportierbare
Überschuß bei gestützten Preisen höher sein, als
nach den GATT/WTO-Vereinbarungen erlaubt ist. Die
subventionierten Exportmengen einzelner' Produkt-
kategorien dürfen vereinbarungsgemäß ab dem Jahr
2000/2001 nur 79% der durchschnittlichen Export-
mengen der Jahre 1986-1990 erreichen. Diese Ex-
portbeschränkung wird nach Einschätzung der EU-
Kommission auf einigen Märkten bei unveränderter
Agrarpolitik zu unverkäuflichen Überschüssen führen.
Die EU hat daher nur die Möglichkeit, entweder das
Produktionswachstum durch Steuerung der Produk-
tion, durch Quotierung von Produktion und/oder Fak-
toreinsatz (z.B. Flächenstillegung) zu beschränken
oder aber durch niedrigere Preise die Produktions-
anreize zu verringern. Offensichtlich hat man mit der
Agenda 2000 den zweiten Weg präferiert.

Osterweiterung und WTO-Verhandlungen

Im März 1998 wurde der Beitrittsprozeß mit sechs
der elf Länder begonnen, die der Union in den kom-
menden Jahren wahrscheinlich beitreten werden. Die
anstehende Osterweiterung würde bei einer unverän-
derten Agrarpolitik Schwierigkeiten bereiten. Durch

den Beitritt vergrößert sich die Produktionskapazität
im Agrarsektor der EU erheblich. Darüber hinaus wei-
sen diese Länder ein großes, nicht ausgeschöpftes
Produktionspotential auf. Würde man die Osterweite-
rung ohne Anpassung der EU-Agrarpolitik vorneh-
men, so wäre die Wahrscheinlichkeit groß, daß die
eingeleitete Anpassung in diesen Ländern durch spä-
tere drastische Änderungen in der Agrarpolitik korri-
giert werden müßte. Ein Beitritt ohne Änderung der
EU-Agrarpolitik ist daher nicht eindeutig im Interesse
der Beitrittsländer.

Es ist zu erwarten, daß die neue Runde der multila-
teralen Handelsvereinbarungen zu einer weiteren
Liberalisierung des Agrarhandels führen wird. Es
scheint wahrscheinlich, daß die USA darauf drängen
werden, die Subventionierung der Agrarexporte zu
unterbinden. Die Konsequenzen wären für die Ge-
staltung der EU-Agrarpolitik erheblich. Das gegenwär-
tige inländische Agrarpreisniveau könnte nur bei einer
Quotierung von Produktion und/oder Faktoreinsatz für
alle bedeutenden Agrarprodukte in der EU aufrechter-
halten werden.

Von wissenschaftlicher Seite wurde die EU-Agrar-
politik von Beginn an wegen der hohen volkswirt-
schaftlichen Kosten kritisiert. Die EU-Landwirtschaft
ist zur Zeit international nicht wettbewerbsfähig, weil
die gestützten Agrarpreise bisher falsche Signale für
eine notwendige Anpassung gegeben haben. Will
man die Wettbewerbsfähigkeit verbessern, ist dies nur
begrenzt - wenn überhaupt - durch Investitions-
beihilfen möglich. Wichtig sind vor allem richtige
Signale für einzelwirtschaftliche Entscheidungen
durch unverzerrte Marktpreise. Eine Senkung des
Agrarprotektionsniveaus ist daher im eigenen gesamt-
wirtschaftlichen Interesse der EU.
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Beschlossene agrarpolitische Änderungen

Die wichtigsten vorgeschlagenen und beschlosse-
nen Änderungen sind in Übersicht 1 angegeben. Es ist
offensichtlich, daß die Vorschläge der Kommission
weiterreichend waren als die Vorschläge des Agrar-
ministerrats und der Beschluß des Europäischen
Rats. In der Öffentlichkeit und insbesondere vom
Bauernverband wurde immer wieder der Einkom-
menseffekt der Preissenkung herausgestellt. Dabei
wurde unterstellt, daß sich der Preisbeschluß auf die
Änderung der Marktpreise bezieht.

Die Aussagen über die Preissenkungen müssen
spezifiziert werden: Die bisherige Agrarpolitik ging in
ihren planwirtschaftlichen Elementen natürlich nicht
so weit, daß die Agrarminister die Marktpreise festge-
legt haben. Festgelegt werden lediglich Marktord-
nungspreise, die sich bei einzelnen Produkten unter-
schiedlich stark in der Bestimmung der Marktpreise
auswirken. Daher bedeutet der Beschluß des Agrar-
ministerrates, die Interventionspreise für Getreide so-
wie für Butter und Magermilchpulver zu senken, nicht
bereits, daß die Marktpreise für diese Produkte um
den gleichen Prozentsatz sinken werden. So wurden
z.B. bei der Agrarreform von 1992 auch die Inter-
ventionspreise für Getreide in drei Jahren um insge-
samt 30% verringert, aber die Marktpreise fielen
wesentlich weniger. Die Marktpreise werden grund-
sätzlich weniger fallen als die Interventionspreise,
wenn die Weltmarktpreise oberhalb der abgesenkten
Interventionspreise liegen oder der Staat durch
Gewährung von Exporterstattungen die Inlandsnach-
frage so beeinflußt, daß sich ein Marktpreis oberhalb
der Interventionspreise einstellt.

Übersicht 1 zeigt, daß die Senkung der Interven-
tionspreise für Getreide am höchsten ist und für Milch
erst mit dem Jahr 2005 wirksam werden soll. Hervor-
zuheben ist, daß wiederum, wie schon bei der
Agrarreform von 1992, die Reform nur einen Teil der
Agrarproduktion umfaßt. So wird die hohe Zucker-
protektion nicht angetastet. Ebenso wurden andere
Märkte hoher Regelungsintensität (Olivenöl, Hart-
weizen) trotz hoher Verwaltungskosten und eines ho-
hen Betrugspotentials nicht in das Reformpaket auf-
genommen.

Weiterreichende Vorschläge der Kommission

Ein Vergleich der Vorschläge der EU-Kommission
mit den Beschlüssen des Agrarministerrates und des
Europäischen Rates zeigt, daß die EU-Kommission
offensichtlich ein klareres und mehr an den Interessen
der EU insgesamt orientiertes Konzept hat. Die
Verwirklichung des Vorschlags der Kommission hätte

z.B. zu einer höheren Absenkung der Interventions-
preise für Getreide geführt. Die abgesenkten Inter-
ventionspreise hätten dann mit größerer Wahr-
scheinlichkeit unter den Weltmarktpreisen gelegen.
Als Folge hätte die EU nicht nur Getreide, sondern
auch Getreideveredelungsprodukte (z.B. Schweine,
Geflügel und Eier) ohne Exporterstattungen exportie-
ren können. Die Einhaltung der GATT-Verpflichtung
wäre dann bei diesen Produkten kein Problem mehr
gewesen. Auch hätte man auf Flächenstillegungen
und die damit verbundenen Kontrollen verzichten
können.

Besonders hervorzuheben ist die Diskrepanz zwi-
schen den Preisbeschlüssen und dem Vorschlag der
EU-Kommission im Milchbereich. Die EU-Kommis-
sion hatte vorgeschlagen, die Interventionspreise für
Milch und Magermilchpulver um 15% zu senken und
gleichzeitig die quotierte Menge zu erhöhen. Bei ge-
gebener maximal subventionierbarer Exportmenge für
einzelne Milchprodukte führt eine Erhöhung der quo-
tierteh Menge zu sinkenden Marktpreisen in der EU.
Die EU-Kommission hatte mit ihrem Vorschlag eine
Liberalisierung des Milchmarktes einleiten wollen. Der
Europäische Rat hat dagegen die Reformvorschläge
in diesem Bereich zurückgestellt. Hierzu scheint we-
sentlich beigetragen zu haben, daß die Zurückstellung
der Reform zwar zu Effizienzverlusten in der Milch-
produktion führt, aber durch Verzicht auf direkte
Transfers zu geringeren Staatsausgaben. Die alleinige
Orientierung an den Staatsausgaben kann demnach
zu Fehlentscheidungen aus gesamtwirtschaftlicher
Sicht führen.

Direktzahlungen

Wie schon bereits bei der Agrarreform von 1992
sollen die Einkommensverluste der Landwirte zum Teil
durch Direktzahlungen ausgeglichen werden. Bei
Ackerfrüchten, den sogenannten „großen Kulturen",
d.h. Getreide, Olsaaten und Eiweißfrüchten, wurden
bisher unterschiedliche Preisausgleichszahlungen ge-
leistet. Die Höhe war in der Vergangenheit regional un-
terschiedlich; dies wird auch zukünftig so bleiben.
Darüber hinaus hing die Zahlung von der Form der
Flächennutzung ab; sie war zum Beispiel für Olsaaten
höher als für Getreide. Drei Jahre nach Inkrafttreten
der ersten Getreidepreissenkung, d. h. im Wirtschafts-
jahr 2002/2003, wird die Prämie für Olsaaten genauso
hoch sein wie für Getreide. Für Eiweißfrüchte wird
aber nach wie vor eine höhere Prämie gezahlt. Im Ge-
gensatz zu den 1992 beschlossenen Preisausgleichs-
zahlungen wird aber der Einkommensverlust der
Preissenkung durch die erhöhten Preisausgleichs-
zahlungen nicht vollständig ausgeglichen.
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Übersicht 2 .
Wohlfahrtseffekte auf einzelnen Produktmärkten als Folge der Agenda 2000

Wohlfahrtseffekte
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a) Kommissionsvorschläge, b) Vereinbarung im Agrarministerrat, c) Beschluß des Europäischen Rates.

+++ sehr positiv; ++ positiv; + leicht positiv; — stark negativ; — negativ; - leicht negativ; 0 keine merklichen Effekte.

In den Vereinbarungen findet sich keine Aussage
darüber, über welchen Jahreszeitraum die Direktzah-
lungen geleistet werden. Es wird damit der Eindruck
erweckt, daß die Zahlungen zeitlich unbefristet fließen
werden.

Flächenstillegung

' Die EU hatte sich in der letzten GATT-Runde (1986t

bis 1993) u.a. verpflichtet, die subventionierten Ex-
portmengen für einzelne Produktgruppen - wie z.B.
für Weizen und Weizenmehl, Futtergetreide, Eier - um
2 1 % der im Durchschnitt der Jahre 1986 bis 1990
ausgeführten Mengen zu reduzieren. Bei Olsaaten
gab es darüber hinaus ein besonderes Abkommen -
den sogenannte Blair-House-Kompromiß - , der für
Olsaaten eine nach oben begrenzte Anbaufläche vor-
schreibt (besondere Grundfläche genannt) und eine
Flächenstillegung von mindestens 10% der besonde-
ren Grundfläche. Abgesehen von dieser Verpflichtung
zur Flächenstillegung hat der Agrärministerrat seit
1995 das Instrument der-Flächenstillegung verwen-
det, um die inländische Produktionsmenge von Ge-
treide zu verringern, um damit die Mengenbegrenzung
bei den subventionierten Exportmengen einhalten zu
können. Landwirte erhalten nur dann eine Direkt-
zahlung als Ausgleich für die Preissenkung, wenn sie
einen bestimmten Prozentsatz der Grundflächen, das
ist die Anbaufläche, der sogenannten „großen Kultu-
ren", stillegen. Für die stillgelegten Flächen werden
Prämien gezahlt; die sich in ihrer Höhe an den durch
die Stillegung entstandenen Einkommensverlusten
orientieren. Da die Anreize für die Stillegung sehr hoch
sind, kann die Stillegung auch als quasiobligatorisch
angesehen werden.

Bei der Flächenstillegung wird es nach Umsetzung
der Beschlüsse einige grundlegende Änderungen ge-
ben. Erstens wird die quasiobligatorische Flächen-
stillegung für Olsaaten entfallen, da die Preisaus-
gleichszahlungen für Olsaaten denen für Getreide
angepaßt werden. Zweitens wird die Prämie für die
Stillegung genauso hoch sein wie die Direktzahlungen
pro ha Anbaufläche der „großen Kulturen".

Wohlfahrtswirkungen der Änderungen

' Im folgenden soll zunächst untersucht werden, ob
die Politikänderungen zu positiven Wohlfahrtsände-
rungen führen werden. Positive Wohlfahrtswirkungen
können sich durch die Politikänderungen ergeben,
wenn sich die Effizienz der Produktion erhöht
und/oder die Konsumstruktur entzerrt wird und/oder
positive Terms-of-Trade-Effekte eintreten. Die Effekte
der einzelnen Maßnahmen werden in Übersicht 2 qua-
litativ bewertet und in eine quantitative Rangordnung
gebracht. Es zeigt sich, daß die Vorschläge der EU-
Kommission zu höheren Wohlstandseffekten geführt
hätten als die Vorschläge des Agrarministerrats und
der Beschluß des Europäischen Rats.

Die Preissenkung führt, isoliert betrachtet, auf dem
Getreide- und Rindfleischmarkt zu einer Entzerrung
der Konsumstruktur und der Produktionsstruktur. Es
steigen sowohl die eigentlichen Handelsgewinne als
auch die, Spezialisierungsgewinne. Der Spezialisie-
rungsgewinn ist bei der Getreidepreissenkung am
höchsten, weil Getreide a|s Futtermittel in der tieri-
schen Produktion eingesetzt wird.

Von Direktzahlungen würden keine Wohlfahrts-
effekte ausgehen, wenn die Zahlungen keinen Einfluß
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auf die inländische Produktion und den inländischen
Verbrauch hätten. Da die Höhe der gegenwärtigen
Zahlungen aber abhängig von der Nutzung der
Flächen ist, hängt die Nutzung nicht nur von den
Marktpreisen, sondern auch von der Höhe der Direkt-
zahlungen für die unterschiedlichen Produkte ab.

Wirkungen der Direktzahlungen

Die Bindung der Zahlung an die Flächennutzung
wird zunächst im gleichen Umfang wie bisher fortbe-
stehen, da nach wie vor für die Anbauflächen von
Getreide geringere Zahlungen geleistet werden als für
die Nutzung der Flächen für Olsaaten und Eiweiß-
pflanzen. Ab dem Wirtschaftsjahr 2003/2004 werden
die Direktzahlungen für die Nutzung der Flächen in
der Getreideproduktion und im Ölsaatenanbau sowie
für Flächenstillegungen gleich sein. Dies hat Aus-
wirkungen auf die Produktionseffekte der Direkt-
zahlungen.

Vor der Wirksamkeit der Beschlüsse der Agenda
2000 konnte es aus einzelbetrieblicher Sicht sinnvoll
sein, auf Flächen Früchte anzubauen, die zu hohen
Prämienzahlungen berechtigten, selbst wenn die va-
riablen Produktionskosten nicht durch die Marktpreise
gedeckt wurden. Es konnte sogar einzelbetrieblich
rentabel sein, statt Getreide Olsaaten anzubauen,
selbst wenn aus gesamtwirtschaftlicher Sicht (d.h. bei
Weltmarktpreisen) die Produktion von Getreide wirt-
schaftlicher gewesen wäre. Die Direktzahlungen hat-
ten somit erhebliche produktionsverzerrende Wirkun-
gen.

Ab dem Jahr 2002/2003 wird die Wirkung anders
sein. Da die 'Höhe der Direktzahlungen unabhängig
davon ist, ob die Flächen in der Getreideproduktion,
Ölsaatenproduktion oder gar nicht genutzt werden,
hat die Direktzahlung keine Wirkung auf die alternati-
ve Nutzung der Flächen. Sie geht daher nicht in die
Berechnung des Deckungsbeitrags ein. Bei Eiweiß-
produkten bleibt die Überlegung allerdings unverän-
dert, da für die Nutzung der Flächen in dieser Verwen-
dung eine höhere Direktzahlung gewährt wird.

Zusammenfassend ergibt sich somit: Direkt-
zahlungen verringern die positiven Allokationseffekte
von Preissenkungen, wenn sie an die Flächennutzung
gebunden sind. Die Agenda 2000 verringert die
Allokationsverluste im Getreide- und Ölsaatenanbau,
allerdings nicht im Anbau von Eiweißprodukten. Hier
haben sich offensichtlich die Interessenvertreter
durchgesetzt und eine ökonomisch sinnvolle Lösung
verhindert. Eine zusätzliche Verzerrung der Produk-
tionsstruktur kann aber eintreten, weil als Folge der
staatlichen Eingriffe die Flächenstillegung aus einzel-

betrieblicher Sicht wirtschaftlicher sein kann als die
Nutzung der Flächen zur Erzeugung von Produkten,
die nicht zum Empfang von Direktzahlungen berech-
tigen.

In der Rindfleischproduktion ist eine Entkopplung
der Direktzahlung von der Produktionsmenge noch
nicht eingeführt. In der Milchproduktion haben die
Länder zwar gewisse Freiheiten bei der Ausgestal-
tung, es zeichnet sich aber ab, daß die Zahlungen
entweder an die durch die Quote festgelegte Menge
oder aber an den Umfang des Grünlandes gebunden
werden. Bei der gegenwärtigen Ausgestaltung der
Milchmarktordnung mit den einzelbetrieblichen Quo-
ten (Referenzmengen genannt) hat die Form der
Direktzahlung aber keine direkte Wirkung auf die
Produktionsmenge insgesamt. Sie hat aber eine
Bedeutung für die Preise der Quoten - das Recht,
Milch zu produzieren, kann gekauft und verkauft wer-
den - und damit auch für die Einkommenssituation
der milchproduzierenden Betriebe und den Struktur-
wandel.

Erhebliche Allokationsverluste

Ab dem Jahr 2002/2003 soll es nur noch eine frei-
willige Flächenstillegung geben. Der Anspruch auf Di-
rektzahlung besteht nur, wenn Getreide, Olsaaten
oder Eiweißprodukte angebaut oder alternativ Flä-
chen stillgelegt werden. Es ist demnach nicht mög-
lich, ohne Verlust auf den Anspruch auf Direktzahlun-
gen, die Flächen anderweitig in land- oder forstwirt-
schaftlicher Produktion zu nutzen. Flächen, die unter
Weltmarktbedingungen z.B. für die Schafhaltung ge-
nutzt werden könnten, werden als Folge der EU-
Agrarpolitik brachliegen. Die freiwillige Flächenstille-
gung führt demnach zu negativen Allokationseffek-
ten. Hinzu kommt, daß die neue Regelung bei den
Direktzahlungen dazu führen wird, daß die Prämie für
die Flächenstillegung wie ein Mindestpreis für Pacht-
zahlungen gelten wird. Da der Verpächter stets die
Alternative. der Stillegung hat und jeder Pächter
ebenfalls von dieser Alternative Gebrauch machen
kann, wird sich der Pachtpreis für Ackerland an der
Höhe der Zahlung für die Stillegung orientieren.

Sollte diese Regelung längerfristig bestehen blei-
ben, sind erhebliche Allokationsverluste und Struktur-
änderungen in der Landwirtschaft zu erwarten. Auf er-
tragsschwachen Standorten würde sich langfristig die
Flächenstillegung aus einzelbetrieblicher Sicht als
günstigste Alternative erweisen, obwohl es aus ge-
samtwirtschaftlicher Sicht sinnvoll wäre, die Flächen
zu nutzen.

Der.Beschluß des Agrarministerrats sieht eine
Erhöhung' der Referenzmengen für Milch für die EU
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insgesamt um 2,39% vor. Implizit bedeutet diese
Quotenerhöhung für die Milchproduktion eine Preis-
senkung für die Erzeuger und Verbraucher. Positive
Wohlfahrtseffekte können sich aber nur auf der Nach-
frageseite wegen der Quotierung der Produktions-
mengen ergeben.

Wirkung auf WTO-Verpflichtungen

Die WTO-Vereinbarungen haben bisher vornehm-
lich eine Begrenzung der subventionierten Export-
mengen erzwungen; ab dem Jahr 2000/2001 dürfen
die subventionierten Exportmengen -für einzelne
Produktgruppen nur 89% der subventionierten Ex-
portmengen vom Durchschnitt der Jahre 1986/1990
betragen. Diese Begrenzung wird demnach unwirk-
sam, wenn das EU-Angebot auf dem Weltmarkt ohne
Exporterstattungen wettbewerbsfähig wird. Die Ab-
senkung der Interventipnspreise bei Getreide nach
dem Vorschlag der Kommission hätte mit großer
Wahrscheinlichkeit zu einer solchen Situation beige-
tragen. Damit wäre die Exportbegrenzung für eine
große Produktgruppe (Getreide und deren Verede-
lungsprodukte Eier, Schweinefleisch und Geflügel-
fleisch) entfallen. Der Beschluß des Europäischen
Rats wird aber selbst auf dem Getreidemarkt wie auch
auf den anderen Märkten unverändert mit großer
Wahrscheinlichkeit zu Problemen bei der Einhaltung
der WTO-Verpflichtungen führen.

Die Agrarreform schließt Änderungen der Zucker-
marktordnung nicht ein, obwohl die Zuckerrüben-
produktion höher als andere Produkte protektioniert
wird. Der gegenwärtige Marktordnungspreis für
Zuckerrüben in der EU und die gegenwärtige Höhe
der Zuckerproduktion liegen über dem Niveau, das
mit der WTO-Regelung vereinbar ist.

Die Agrarpolitikänderungen der Agenda 2000 sollen
die EU auch für die nächste WTO-Ründe, die dem-
nächst beginnen soll, vorbereiten. Es stellt sich daher
auch die Frage, ob die beschlossene Politikänderung
den zu erwartenden Vereinbarungen der nächsten
WTO-Runde Rechnung tragen.

Eine eindeutige Antwort kann nicht gegeben wer-
den, da das Ergebnis der nächsten Runden nicht be-
kannt ist. Doch ist zu erwarten, daß die Verhand-
lungspartner - insbesondere die USA - erreichen
wollen, daß erstens keine Exporterstattungen mehr
zulässig sein werden und zweitens Direktzahlungen
weitgehend produktionsneutral sein sollen. Falls dies
beschlossen werden sollte, genügen die Beschlüsse
der Agenda 2000 nicht. Weitere Anpassungen werden
dann insbesondere auf dem Milch- und Zuckermarkt
notwendig sein, da auch nach der Agrarreform Ex-

porterstattungen gewährt werden müssen. Darüber
hinaus sind die gegenwärtigen Direktzahlungen nicht
produktionsneutral.

Die Agrarreform wird sicherlich die Osterweiterung
erleichtern. Den neuen Beitrittsländern werden in der
Getreide- und Ölsaatenproduktion und auch in der
Rindfleischproduktion verringerte, verzerrte Preis-
signale gegeben. Es würden aber erhebliche negative
Allokationseffekte in der erweiterten Gemeinschaft
entstehen, wenn die (veränderte) Milchmarktordnung
und die Zuckermarktordnung mit den Quoten auf die
Beitrittsländer übertragen würden. Weiterhin ist den
Beitrittsländern kaum die gegenwärtige Form der
Direktzahlungen zu verweigern. Da diese Zahlungen
nicht produktionsneuträl sind, werden die Beitritts-
länder begründete Ansprüche auf diese Zahlungen
stellen. Will man diese Ansprüche abwehren, ist eine
Produktionsneutralität und zeitliche Begrenzung der
gegenwärtigen Zahlungen in der gegenwärtigen Ge-
meinschaft notwendig.

Politökonomische Bewertung

Die Reformen der EU-Agrarpolitik im letzten Jahr-
zehnt haben gezeigt, daß Politikänderungen nicht vor-
nehmlich vorgenommen werden, um die Wohlfahrt in
der Gesellschaft zu erhöhen. Die Änderungen wurden
eingeführt, weil internationale Verpflichtungen eine
Anpassung notwendig machten. Bei diesen Anpas-
sungen wurde aber stets darauf geachtet, daß den
bisher von der Politik Begünstigten möglichst geringe
Einkommensverluste auferlegt wurden. Es ist daher
nicht verwunderlich, daß die Reformen nicht eindeutig
zu einer Liberalisierung führten, sondern - wie insbe-
sondere die Agrarreform von 1992 - die Regelungs-
intensität erhöhten.

Eine eindeutige Liberalisierung der EU-Agrarpolitik
ist wohl erst zu erwarten, wenn die Kompetenzen in
der EU-Agrarpolitik anders verteilt werden2. Eine sol-
che Änderung wird aber nur im Zuge einer allgemei-
nen Reform der Institutionen auf EU-Ebene eintreten.
Diese Aufgabe wurde aber leider zurückgestellt, ob-
wohl eine solche Reform im Rahmen der Agenda
2000 vorgesehen war. Wenn diese Aufgabe nicht adä-
quat gelöst wird, ist weiterhin mit unzureichenden
Agrarreformen zu rechnen. Die EU-Agrarpolitik kann
als ein extremes Beispiel von Politikversagen angese-
hen werden, eine Liberalisierung setzt aber eine
grundlegende Reform der Institutionen auf EU-Ebene
voraus.

2 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten: Kompetenzverteilung für die Agrarpolitik
in der EU, Bonn 1998.
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